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65 
 

Bekanntmachung 
 
Der Rat der Stadt Eschweiler beschloss in 
der Sitzung am 15.09.2010, das im Bau 
befindliche landwirtschaftliche Gehöft des 
Herrn Stefan Huppertz, Aachener Str. 16, an 
der verlängerten Franz-Liszt-Straße in 

 
Hof Lenzenfeldchen 

 
zu benennen. 
 
 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei dem 
Verwaltungsgericht Aachen, Adalbertstein-
weg 92, 52070 Aachen, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle Klage erhoben werden. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, die angefochtenen Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt wer-
den.  
 
Gemäß § 41 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.12.1976 (SGV NW 2010) gilt der 
Beschluss zwei Wochen nach der ortsübli-
chen Bekanntmachung als bekannt gege-
ben. 
 
 
Eschweiler, den 22.09.2010 
 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Satzung für 
 die Volkshochschule Eschweiler 

 
Gesetzliche Grundlage 

 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung  vom 
14.07.1994 (GV. NW. S. 666)  in der zuletzt 
gültigen Fassung sowie aufgrund der §§ 4 und 
15 der vom 1. 1. 2000 geltenden Fassung  des 
Ersten Gesetzes zur Förderung der Weiterbil-
dung im Land Nordrhein-Westfalen (Weiterbil-
dungsgesetz – WbG) in der Bekanntmachung 
der Neufassung vom 14.4.2000 in der gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Eschweiler in 
seiner Sitzung am 15.09.2010 folgende Neu-
fassung der Satzung für die Volkshochschule 
Eschweiler beschlossen.     
 

§ 1 
Name, Rechtsform und Rechtsgrundlagen 

 

(1) Die Volkshochschule der Stadt Eschweiler 
wird als städtische Einrichtung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit unter der Bezeichnung 
"Volkshochschule Eschweiler" nach den Vor-
schriften des Weiterbildungsgesetzes NRW 
(WbG) und der Gemeindeordnung NRW (GO) 
geführt. Sie ist eine Einrichtung der Weiterbil-
dung gemäß §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 2, 11 WbG 
NW und nimmt in diesem Rahmen eine Pflicht-
aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung 
wahr. 
 

(2) Sie verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abga-
benordnung in der jeweils gültigen Fassung. 
 

(3) Die Volkshochschule Eschweiler hat ihren 
Sitz in Eschweiler. 
 

§ 2 
Aufgabenstellung und Gliederung 

 

(1) Die Volkshochschule dient der Weiterbil-
dung von Erwachsenen und Jugendlichen. Sie 
hält ein umfassendes, fachlich und regional 
differenziertes und ausgewogenes Weiterbil-
dungsangebot gemäß den Vorgaben des WbG 
unter Berücksichtigung der orts- und bevölker-
ungsspezifischen Bildungsbedürfnisse vor. Die 
Volkshochschule reagiert auf aktuellen Bil-
dungsbedarf, fördert neue Bildungsbedürfnisse 
und bietet Teilhabemöglichkeiten für alle, auch 
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für durch Vorbildung und soziale Situation 
benachteiligte Personen. 
 

(2) Über die Grundversorgung gemäß § 11 
WbG hinaus bietet die Volkshochschule 
entsprechend dem Bedarf weitere Lehrver-
anstaltungen gemäß § 3 Abs.1 WbG an. 
 

(3) Die Volkshochschule umfasst pädagogi-
sche Fachbereiche und eine Geschäftsstel-
le. Sie kann Zweigstellen unterhalten. 
 

§ 3 
Grundsätze 

 

(1) Die Volkshochschule erfüllt die ihr nach 
den gesetzlichen Bestimmungen ob-
liegenden Aufgaben gemäß dieser Satzung 
und den Beschlüssen von Kulturausschuss 
und Rat der Stadt Eschweiler. Soweit sich 
aus dieser Satzung nicht etwas anderes 
ergibt, gelten für die Volkshochschule die für 
die Verwaltung der Stadt Eschweiler maß-
gebenden gesetzlichen und dienstrechtli-
chen Vorschriften. 
 

(2) Die Freiheit der Lehre wird gewährleistet; 
sie entbindet nicht von der Treue zur 
Verfassung und der Einhaltung getroffener 
vertraglicher Vereinbarungen. 
 

(3) Im Rahmen dieser Grundsätze hat die 
Volkshochschule das Recht auf selbststän-
dige Lehrplangestaltung. 
 

§ 4 
Zweck der Volkshochschule 

 

(1) Zweck der Volkshochschule ist die Erfüll-
ung der in § 2 dieser Satzung dargestellten 
Aufgaben. 
 

(2) Mittel der Volkshochschule dürfen nur für 
die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. 
 

§ 5 
Fachausschuss 

 

(1) Der zuständige Fachausschuss ist der 
Kulturausschuss, soweit der Rat keinen an-
deren Ausschuss bestimmt. 
 

(2) Der Fachausschuss 
 

a) berät über Angelegenheiten der 
Volkshochschule, soweit Entschei-
dungen des Rates erforderlich wer-
den. 

 

b) beschließt den halbjährlichen Lehr-
plan der Volkshochschule. 

 
 

§ 6  
Bedienstete des Trägers  

 

Die VHS-Leitung, die hauptamtlichen pädago-
gischen Mitarbeiter/innen und die Mitarbei-
ter/innen für den Verwaltungsdienst sind Be-
dienstete des Trägers. 
 

§ 7 
Leitung der Volkshochschule 

 

(1) Die Volkshochschule wird von einem/einer 
hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiter/in 
geleitet (VHS-Leitung). 
 

(2) Der VHS-Leitung obliegen die pädagogi-
sche Leitung und die Verwaltung der Ein-
richtung. Sie hat insbesondere folgende Aufga-
ben: 
 

a) langfristige Planung des Weiterbildungsan-
gebotes und Vorbereitung der Personalentwick-
lungsplanung der Volkshochschule; 
 

b) Verpflichtung der nebenamtlichen/neben-
beruflichen Mitarbeiter/innen; 
 

c) Erstellung des Veranstaltungsprogramms 
sowie die Überwachung der Durchführung; 
 

d) Erstellung der Finanzplanung und des Pro-
duktplanes der Volkshochschule in Zusam-
menarbeit mit der Verwaltungsleitung; 
 

e) Verfügung über die Mittel im Rahmen der 
bereitgestellten Finanzmittel; 
 

f) Öffentlichkeitsarbeit und Werbung; 
 

g) Verwaltung der zur Verfügung stehenden 
Gebäude und Räume sowie der Ausstattung; 
 

h) Fortbildung der Mitarbeiter/innen; 
 

i) Sicherung des Qualitätsmanagements; 
 

j) Wahrnehmung des Hausrechtes; 
 

k) Entscheidung über die Zulassung bzw. den 
Ausschluss von Teilnehmer/innen zu bzw. von 
Lehrveranstaltungen in den Fällen des § 11, 
Abs. 2 u. 3. 
 

(3) Die Aufgaben können bei Bedarf delegiert 
werden. 
 

(4) Die VHS-Leitung ist Vorgesetzte der haupt-
amtlichen pädagogischen Mitarbeiter/innen der 
Volkshochschule sowie der Mitarbeiter/innen 
für den Verwaltungsbereich. 
 

(5) Die VHS-Leitung führt regelmäßig Bespre-
chungen mit den hauptamtlichen pädagogi-
schen Mitarbeiter/innen und der Verwaltungs-
leitung über die Arbeit der Weiterbildungsein-
richtung durch („Pädagogische Konferenz“). Sie 
bespricht die organisatorische Abwicklung der 
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Verwaltungsgeschäfte regelmäßig mit der 
Verwaltungsleitung. 
 

(6) Die VHS-Leitung führt regelmäßig Be-
sprechungen mit den Mitarbeiter/innen im 
Verwaltungsdienst und der Verwaltungslei-
tung über die Arbeit der Weiterbildungsein-
richtung und die Abwicklung der Verwal-
tungsgeschäfte durch („Verwaltungskonfe-
renz“). 
 

(7) Die VHS-Leitung untersteht unmittelbar 
dem zuständigen Dezernenten. 
 

(8) Die VHS-Leitung wird von einer/einem 
hauptamtlichen pädagogischen Mitarbei-
ter/in der Volkshochschule vertreten. 
 

§ 8 
Hauptamtliche pädagogische Mitarbei-

ter/innen 
 

(1) An der Volkshochschule sind hauptamtli-
che pädagogische Mitarbeiter/innen als 
Fachbereichsleiter/innen oder in Projekten 
tätig. 
 

(2) Die hauptamtlichen pädagogischen Mit-
arbeiter/innen der Volkshochschule sind der 
VHS-Leitung für Inhalt, Planung, Durchfüh-
rung und die perspektivische Entwicklung 
der Weiterbildungsangebote verantwortlich.  
 

Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere:  
 

a) die fristgerechte Aufstellung des Weiter-
bildungsprogramms für ihre Fachbereiche 
bzw. in ihren Projekten in den Grenzen des 
festgelegten finanziellen Rahmens; 
 

b) die Durchführung eigener Lehrveranstal-
tungen; 
 

c) die Unterbreitung von Vorschlägen für die 
Finanzplanung in ihren Bereichen; 
 

d) der Einsatz und die Betreuung der ne-
benberuflichen pädagogischen Mitarbei-
ter/innen in ihren Bereichen; Organisation 
der Fortbildungen für diese nebenberufli-
chen Mitarbeiter/innen; 
 

e) die Hospitation von Unterricht nach Re-
geln, die von der VHS-Leitung festgelegt 
werden; 
 

f) die Mitwirkung an Dienstbesprechungen 
und Besprechungen der nebenamtlichen / 
nebenberuflichen Mitarbeiter/innen; 
 

g) die Bewertung von Leistungen der Teil-
nehmer/innen in abschlussbezogenen Lehr-
veranstaltungen; 
 

h) die aktuelle Auswertung von Kursbeurtei-
lungen seitens der Teilnehmer/innen; 
 

i) die Leitung von Prüfungen und die Mitwirkung 
daran; 
 

j) die Beratungstätigkeit. 
 

§ 9 
Nebenberufliche Mitarbeiter/innen 

 

(1) Die Durchführung von Lehrveranstaltungen 
und alle damit verbundenen Aufgaben kann 
entsprechend fachlich oder pädagogisch aus-
gebildeten Mitarbeiterinnen/ Mitarbeitern über-
tragen werden. Die Lehrkräfte sind nebenberuf-
lich oder auf eigenen Wunsch auch ehrenamt-
lich für die Volkshochschule tätig. 
 

(2) Die Aufgaben, zu denen die nebenberufli-
chen Mitarbeiter/innen verpflichtet sind, erge-
ben sich aus den mit ihnen zu treffenden 
schriftlichen Vereinbarungen (Honorarvertrag) 
zur Durchführung einzelner oder mehrerer 
Lehrveranstaltungen. 
 

(3) Sie wirken an der Planung von Lehrveran-
staltungen durch Vorschläge für die Arbeitsplä-
ne und die Teilnahme an gemeinsamen Be-
sprechungen des pädagogischen Personals auf 
Einladung der VHS-Leitung mit.  
 

(4) Die nebenberuflichen pädagogischen Mitar-
beiter/innen haben das Recht, je Fachbereich 
jeweils für ein Jahr eine/n Sprecher/in zu wäh-
len. Die VHS-Leitung hat zu der erforderlichen 
Wahlversammlung einzuladen. Der Termin ei-
ner Fachbereichskonferenz kann ersatzweise 
im VHS-Programmheft genannt werden. 
 

(5) Die Fachbereichssprecher/innen haben das 
Recht, zur Vorbereitung des Arbeitsplanes von 
den Leiter/innen des betreffenden Fachbe-
reichs angehört zu werden. 
 

§ 10 
Mitarbeiter/innen im Verwaltungsbereich 

 

(1) Die Mitarbeiter/innen für den Verwalt-
ungsbereich können nach Maßgabe des Stel-
lenplanes eingestellt werden. 
 

(2) Sie unterstehen der Verwaltungsleitung der 
Volkshochschule. 
 

(3) Sie unterstützen die VHS-Leitung in  verwal-
tungstechnischer Hinsicht bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben. 
 

§ 11 
Teilnehmer und Teilnahmeberechtigung 

 

(1) An Veranstaltungen der Volkshochschule 
können grundsätzlich nur Personen teilneh-
men, die das 15. Lebensjahr vollendet haben, 
sofern nicht für einzelne Veranstaltungen das 
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Mindestalter abweichend festgelegt ist. Über 
Ausnahmen entscheidet die jeweilige Fach-
bereichsleitung. 
 

(2) Zu den Veranstaltungen der VHS ist 
grundsätzlich aus pädagogischen und  
räumlichen Gründen nur eine begrenzte 
Zahl von Teilnehmenden zugelassen. Die 
VHS darf die Teilnahme von persönlichen 
und/oder sachlichen Voraussetzungen (z.B. 
im Gesundheits-, Sport- oder EDV-Bereich 
bzw. bei Frauen-, Kinder- oder Seniorenkur-
sen) abhängig machen. 
 

(3) Die Volkshochschule behält sich vor, im 
Interesse der reibungslosen Durchführung 
der Lehrveranstaltungen Teilnehmer/innen 
nicht zuzulassen oder auszuschließen. 
 

(4) Die Teilnehmer/innen an Kursen, die 
sich über mindestens 20 Unterrichtsstunden 
erstrecken, wählen jeweils innerhalb der 
ersten Hälfte der Veranstaltung eine/n Kurs-
sprecher/in und eine/n Stellvertreter/in. 
 

(5) Die Kurssprecher/innen bzw. Stellvertre-
ter/innen haben folgende Aufgaben: 
 

a) die Wahrnehmung der Interessen 
der Kursteilnehmer/innen gegen-
über der Lehrkraft; 

 

b) die Wahl von 2 Fachbereichsspre-
cher/ innen auf einer Fachbereichs-
konferenz. Die VHS-Leitung hat zu 
der erforderlichen Wahlversamm-
lung einzuladen. Der Termin einer 
Fachbereichskonferenz kann er-
satzweise im VHS-Programmheft 
genannt werden. 

 

(6) Die Fachbereichssprecher/innen haben 
das Recht, zur Vorbereitung des Arbeitspla-
nes von den Fachbereichsleiter/innen ange-
hört zu werden. 
 

§ 12 
Arbeitsplan 

 

Der Arbeitsplan (VHS-Programm) der 
Volkshochschule wird für ein Semester 
(Halbjahr) aufgestellt.  
Er ist in geeigneter Weise zu veröffentli-
chen. 
 

§ 13 
Entgelte, Honorare 

 

(1) Für die Teilnahme an Veranstaltungen 
der Volkshochschule werden gemäß 
der jeweils gültigen Entgeltordnung Entgelte 
erhoben. 
 

(2) Die Höhe der Entgelte für die Teilnahme an 
Weiterbildungsveranstaltungen der Volkshoch-
schule Eschweiler sowie die Teilnahmebedin-
gungen richten sich nach der Entgeltordnung 
und Teilnahmebedingungen der Volkshoch-
schule Eschweiler in der jeweils gültigen Fas-
sung.  
 

(3) Die Honorierung der Lehrkräfte erfolgt ge-
mäß der  jeweils gültigen Honorarordnung der 
Volkshochschule Eschweiler. 
 

§ 14 
Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen 

 

(1) Die Volkshochschule arbeitet mit Volks-
hochschulen und bei Bedarf mit anderen Wei-
terbildungseinrichtungen zusammen und för-
dert in besonderem Maße die Zusammenarbeit 
mit weiteren kommunalen Einrichtungen. 
 

(2) Die VHS-Leitung kann zu Besprechungen 
einladen, die diese Kooperation(en) zum The-
ma haben. 
 

§ 15 
Inkrafttreten der Satzung 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. 
 

Gleichzeitig tritt die Satzung für die Volkshoch-
schule der Stadt Eschweiler vom 17.12.1976 in 
der Fassung der 2. Nachtragssatzung zur Sat-
zung für die Volkshochschule der Stadt Esch-
weiler vom 17.12.1976 in der Fassung der 1. 
Nachtragssatzung vom 16.12.1978 außer Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit Ver-
kündung dieser Satzung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung 

fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 

gegenüber der Stadt vorher gerügt 
und dabei  die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel  ergibt. 

 
 
Eschweiler, den 20.09.2010 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
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Am Mittwoch, dem 06. Oktober 2010,  
17.30 Uhr, findet in Raum 7 des Rathauses, 
Johannes-Rau-Platz 1, 52249 Eschweiler, 
eine Sitzung des Integrationsrates mit fol-
gender Tagesordnung statt: 
 
 
Tagesordnung Vorla-

gen-
Nummer 

 
 
A 

 
Öffentlicher Teil 

 

 
A 1 

 
Genehmigung einer 
Niederschrift 

 
- ohne - 

 
A 2 

 
Förderkonzept 
„KOMM-IN NRW“ 

 
236/10 

 
A 3 

 
INTERREG Projekt 
„SUN – Quartier mit 
Zukunft“ 

 
257/10 

 
A 4 

 
Aktuelle Information 
LAGA NRW; 
Schreiben des Landes-
integrationsrates NRW 
an den Innenminister 
des Landes NRW, 
Herrn Ralf Jäger, be-
züglich Abschiebung 
von Minderheiten in 
den Kosovo 

 
- ohne - 

 
 

 
 

 
 

A 5 Planung einer Veran-
staltung im November 

- ohne - 

 
A 6 

 
Anfragen und  
Mitteilungen 

 
- ohne - 

 
A 6.1 

 
Sachstand Arbeits-
gruppe 

 
- ohne - 

 
B 

 
Nichtöffentlicher Teil 

 

 
B 1 

 
Anfragen und  
Mitteilungen  

 
- ohne - 

 
 
Eschweiler, den 23.09.2010 
 
 
 
Zaman 
Integrationsratsvorsitzender 
 
 


